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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

Genehmigungsbescheid nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

für die 

Firma „Energiekontor AG, Mary-Somerville-Straße 5 in 28359 Bremen“ 

 

Rhein-Erft-Kreis  
Der Landrat  
70/32 Untere Immissionsschutzbehörde 
50126 Bergheim 
  
 
Az.:  70-6/05/0015/22-Stg     
 
I. Gemäß § 21a der Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29.05.1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 88) sowie des § 27 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Neufassung der Bekanntmachung vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88), wird hiermit nachfolgende Entscheidung öffentlich 
bekannt gegeben: 
 
Auf den Antrag der Energiekontor AG vom 16.12.2022, zuletzt geändert am 24.01.2023, ergeht nach 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i.V.m. 
der 9. BImSchV, in der zurzeit geltenden Fassung, folgende Entscheidung: 

 
Der Energiekontor AG, Mary-Somerville-Straße 5 in 28359 Bremen, wird gemäß §§ 4, 6 und 10 BImSchG 
i.V.m. § 2 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) die Genehmigung zur Errichtung und 
zum Betrieb von 3 Windenergieanlagen – mit einer Höhe von mehr als 50 m – in 50189 Elsdorf, 
Gemarkung Oberembt, Flur 3, Flurstücke 5 und 75 und Gemarkung Niederembt, Flur 7, Flurstück 70, 
erteilt. 
 
Bei den Windenergieanlagen handelt es sich um Anlagen des Typs Nordex N149/5.X TCS 164. 
 
Die wichtigsten Anlagendaten lauten: 
Anlagentyp:   Nordex N149/5.X TCS 164 
Nabenhöhe:   164 m 
Dreiflügeliger Rotor 
Rotordurchmesser:  149,1 m  
Gesamthöhe der Anlage: 238,55 m 
Nennleistung:   5,7 MW 

 
Genaue Standorte der Windenergieanlagen: 
 

WEA 1:  Rechtwert:  324.763,3 
  Hochwert:  5.649.522,1 
  (UTM-Koordinaten (ETRS89)) 
  Gesamthöhe über NN:  321,81 m 

 
WEA 2:  Rechtwert:  325.205,0 
  Hochwert:  5.649.376,2 
  (UTM-Koordinaten (ETRS89)) 
  Gesamthöhe über NN:  321,85 m 
 
WEA 3:  Rechtwert:  326.013,8 
  Hochwert:  5.649.443,5 
  (UTM-Koordinaten (ETRS89)) 
  Gesamthöhe über NN:  318,89 m 
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Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG die Baugenehmigung nach § 74 der Bauordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) vom 21.07.2018 in der zurzeit geltenden Fassung, sowie die 
luftrechtliche Zustimmung gemäß § 14 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) ein. 

 
Dieser Bescheid ergeht auf der Grundlage der unter Ziffer 7 aufgeführten und mit dem Bescheid 
verbundenen Antragsunterlagen. Diese Unterlagen sind Bestandteil des Genehmigungsbescheids und 
maßgebend für dessen Ausführung, soweit nicht durch die unter Ziffer 2 aufgeführten 
Nebenbestimmungen (§ 12 Absatz 1 BImSchG) eine andere Regelung getroffen wird. 

 
Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt der Rechtswirksamkeit 
mit der Errichtung des Vorhabens begonnen wird und innerhalb von zwei weiteren Jahren die 
Inbetriebnahme erfolgt. Die Fristen können aus wichtigem Grund auf Antrag verlängert werden. 
 
 
II. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung schriftlich oder zur 
Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim 
Oberverwaltungsgericht in 48143 Münster, Aegidiikirchplatz 5, Klage erhoben werden. Wird die Klage 
schriftlich erhoben, ist die Frist nur gewahrt, wenn die Klage während ihres Laufes beim 
Verwaltungsgericht eingeht. 
 
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die elektronische 
Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht 
werden. Es muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Die technischen 
Rahmenbedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. 
November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument 
übermittelt werden. Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch für andere nach der VwGO 
vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2 VwGO zur Verfügung steht. 
 
Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend nicht 
möglich, bleibt auch bei diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung 
mittels Schriftform oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zulässig. Die 
vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu 
machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so 
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis: 
Gemäß § 63 BImSchG in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274) in der 
zur Zeit geltenden Fassung entfällt die aufschiebende Wirkung der Anfechtungsklage eines Dritten 
gegen die Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern, 
so dass die Anlage auch im Falle einer Klage errichtet werden kann. 
 
 
III. Sonstige Angaben 

Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, insbesondere Auflagen und Bedingungen zum 
Immissionsschutz, Landschafts-, Natur- und Artenschutz, Brandschutz, Luftfahrtrecht und zu 
sonstigen Bereichen. 
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Die Bedenken zum Inhalt und Umfang der Genehmigungsunterlagen, sowie Bedenken gegen die 
Errichtung und den Betrieb der Anlagen werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht durch 
Ergänzungen des Genehmigungsantrags und die unter Ziffer 2 aufgeführten Nebenbestimmungen 
Rechnung getragen wurde oder soweit sie sich im Laufe des Verfahrens nicht auf andere Weise erledigt 
haben. 
 
Hinweis auf die Auslegung nach § 74 Absatz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz sowie § 21a Absatz 1 der 
9. BImSchV i.V.m. § 10 Absatz 8 BImSchG: 
 
Der Genehmigungsbescheid (einschl. Begründung) und die zugehörigen Antragsunterlagen liegen für 
den Zeitraum von zwei Wochen in der Zeit  
 

vom 26.07.2023 bis einschließlich 08.08.2023 (außer samstags und sonntags) 
 
an folgenden Stellen nach vorheriger Terminabsprache zur Einsicht aus: 
 
Rhein-Erft-Kreis    Montag bis Donnerstag:  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Willy-Brandt-Platz 1       14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

50126 Bergheim    Freitag:   09:00 Uhr bis 12:30 Uhr 

 

70 Amt für Technischen Umweltschutz 

Raum 3 A 62 

Eine telefonische Anmeldung unter Tel.-Nr. 02271/83-17069 ist erwünscht. 

 

Zusätzlich sind die Unterlagen auf der Seite des Rhein-Erft-Kreises unter https://www.rhein-erft-
kreis.de/aktuelles/bekanntmachungen.php veröffentlicht. 
______________________________________________________________________________________ 

 

Stadtverwaltung Elsdorf  Montag bis Donnerstag:  08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Gladbacher Straße 111   Donnerstag:   14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

50189 Elsdorf    Freitag:   08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

 

FB 4 Bauaufsicht/Stadtplanung 

Herr Meußen 

Tel.-Nr. 02274/709-217 

Es wird eine telefonische Terminabstimmung empfohlen. 
______________________________________________________________________________________ 

 

Stadtverwaltung Bedburg  Montag bis Freitag:  08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 

Am Rathaus 1    Montag und Donnerstag: 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

50181 Bedburg    Dienstag:   14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

 

FD 5 Stadtplanung 

Frau Asbach/Herr Niebuhr/Herr Tempelmann 

Eine Anmeldung unter Tel.-Nr. 02272/402-608 oder E-Mail stadtplanung@bedburg.de ist erwünscht. 

______________________________________________________________________________________ 

 

Landgemeinde Titz   Montag bis Mittwoch:  07:30 Uhr bis 13:00 Uhr sowie 
Wilhelm-Lieven-Platz 1       14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
52445 Titz    Donnerstag:   07:30 Uhr bis 13:00 Uhr sowie 
         14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

Freitag:   07:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
Fachbereich 2 
Frau Hintzen/Frau Vetter 
Tel.-Nr. 02463/9954-221 bzw. -200 
Es wird eine telefonische Terminabstimmung empfohlen. 
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Der Bekanntmachungstext sowie entsprechende Links zu den Antragsunterlagen und zum UVP-Bericht 
sind ebenfalls über das UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/portal/ verfügbar. 
 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendung 

erhoben haben, als zugestellt. 

 
 
Bergheim, den 14.07.2023 
 
Landrat des Rhein-Erft-Kreises 
Im Auftrag 
gez. 
Dämmig 
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Verbandssatzung 
 

des Zweckverbandes 
 
 
 

Kommunale 
Datenverarbeitungszentrale 

Rhein-Erft-Rur 
 
 

- in der Fassung der 12. Änderungssatzung vom 16.06.2023 – 
(Veröffentlicht im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln Nr. 28/2023 vom 17.07.2023) 
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Verbandssatzung der kdvz Rhein-Erft-Rur 

 

Seite 2 von 14 

 

§ 1 
 

Verbandsmitglieder 
 
Der Kreis Euskirchen, der Rhein-Erft-Kreis und die kreisangehörigen Städte und Gemeinden 
 
 
Aldenhoven           Frechen            Kerpen  Nörvenich 
Bad Münstereifel       Heimbach  Kreuzau  Pulheim 
Bedburg                     Hellenthal  Langerwehe  Titz 
Bergheim                    Hürtgenwald  Linnich   Vettweiß 
Brühl   Hürth                 Merzenich  Weilerswist 
Dahlem                     Inden     Nettersheim       Wesseling 
Elsdorf   Jülich               Nideggen  Zülpich 
Erftstadt  Kall   Niederzier          
 
 
bilden für die gemeinsame Wahrnehmung von Aufgaben –  insbesondere für die IT-Unterstüt-
zung ihrer Verwaltungsprozesse zum Erhalt der öffentlichen Infrastruktur – einen Zweckver-
band nach dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 01.10.1979 (GV. NRW S. 
621) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Weitere Mitglieder des Zweckverbandes können nur Städte / Gemeinden und Gemeindever-
bände sowie im Einzelfall von ihnen einhundertprozentig beherrschte Unternehmen werden. 
 
 

§ 2 
 

Name, Sitz 
 
(1) Der Zweckverband führt den Namen „Kommunale Datenverarbeitungszentrale Rhein-Erft-

Rur“. 
 
(2) Sitz des Zweckverbandes ist Frechen. 
 
 

§ 3 
 

Aufgaben 
 
(1) Der Zweckverband ist Träger der Kommunalen Datenverarbeitungszentrale Rhein-Erft-

Rur. 
 
(2) Der Zweckverband ist Dienstleister für seine Verbandsmitglieder in allen informationstech-

nischen Belangen, insbesondere für den Erhalt der öffentlichen Infrastruktur sowie für die 
Verwaltungsdigitalisierung. 
 

(3) Dem Zweckverband obliegen insbesondere folgende Aufgaben, um eine wirtschaftlichere 
Aufgabenerledigung beim Einsatz der Informationstechnologie bei den Verbandsmitglie-
dern zu erreichen, als dies für jedes Verbandsmitglied alleine möglich ist: 
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1. Bereitstellung von Anwendungen und Unterstützung bei deren Nutzung auf allen ver-
einbarten Rechnerebenen, 

 
2. Beratung und Unterstützung bei der Erstellung und Fortschreibung örtlicher Digitalisie-

rungsstrategien, 
 

3. Planung, Beschaffung, Vermittlung, Installation und Administration von IT-Komponen-
ten, 

 
4. Beratung und Unterstützung bei der Bereitstellung oder Vermittlung von elektronischen 

Systemen zur Identifizierung und zum Identitätsnachweis sowie Verfahren zum Identi-
tätsmanagement als verantwortliche Stelle, 

 
5. Unterstützung bei der Problembehebung und künftigen Problemvermeidung durch die 

Nutzung von IT-Komponenten vor Ort, 
 

6. Bereitstellung, Betrieb und Betreuung von auf die Bedürfnisse seiner Mitglieder zuge-
schnittener IT-Infrastruktur wie beispielsweise Rechner- und Netzkapazitäten zur Ge-
währleistung einer hohen Verfügbarkeit, die termingerechte Durchführung von Produk-
tionen und die Sicherstellung des Schutzes gespeicherter Daten vor Missbrauch und 
Zerstörung,  

 
7. Schulung von Bediensteten der Verbandsmitglieder in der Handhabung eingesetzter 

Software-Produkte, 
 

8. Bei Durchführung der Finanzbuchhaltung mit Hilfe automatisierter Datenverarbeitung 
(DV-Buchführung) der Gemeinde und ihrer Sondervermögen die Prüfung der Pro-
gramme vor ihrer Anwendung (§ 104 Abs. 1 Nr.3 GO NRW).  

 
(4) Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben beschafft der Zweckverband die geeignete Infra-

struktur und hält das notwendige Personal und die sächlichen Verwaltungsmittel vor. 
 
(5) Der Zweckverband kann Dienstleistungen und Produkte für sonstige Benutzer anbie-

ten, wenn die Voraussetzungen der §§ 107 ff. GO NRW vorliegen. Der Umfang dieser 
Leistungen darf jedoch nicht mehr als 20% der durchschnittlichen Gesamtumsätze der 
letzten 3 Jahre ausmachen. 

 
(6) Der Zweckverband kann sich an anderen öffentlich-rechtlichen oder privat-rechtlichen 

Einrichtungen oder Unternehmen beteiligen oder diese gründen, wenn dies der wirt-
schaftlichen Verfolgung der Ziele und Aufgaben im Interesse der Verbandsmitglieder 
dienlich ist. Eine Beteiligung an bzw. Gründung von Unternehmen und Einrichtungen 
in einer Rechtsform des privaten Rechts ist dabei nur unter den Voraussetzungen des 
§ 108 Abs. 1 GO NRW möglich. 

 
 

§ 4 
 

Rechte und Pflichten der Verbandsmitglieder 
 
(1) Die Verbandsmitglieder sind berechtigt, in geringem Umfang auch solche Leistungen des 

Zweckverbandes in Anspruch zu nehmen, die über die Erfüllung der Aufgaben in § 3 Abs. 
3 hinausgehen. 
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(2) Der Zweckverband legt soweit erforderlich verbindliche IT-Standards fest oder gibt Emp-

fehlungen. Bezogen auf diese Standards und Empfehlungen garantiert die kdvz die In-
tegration aller IT-Komponenten und gewährleistet die Unterstützung. 

 
  

§ 5 
 

Organe, Ausschüsse, Geschäftsleitung 
 
(1) Organe des Zweckverbandes sind 

 
1. die Verbandsversammlung, 

 
2. der Verwaltungsrat, 

 
3. die Verbandsvorsteherin / der Verbandsvorsteher 

 
(2) Von der Verbandsversammlung wird ein Rechnungsprüfungsausschuss gebildet. Es kön-

nen weitere Ausschüsse gebildet werden. 
 

(3) Die Aufgaben des Werksausschusses werden von der Verbandsversammlung wahrge-
nommen. 

 
(4) Der Zweckverband hat eine Geschäftsleitung. 
 
 

§ 6 
 

Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus je einer Vertreterin / einem Vertreter der Verbands-

mitglieder. Die vertretungsberechtigten Personen werden durch die Vertretungskörper-
schaft für deren Wahlperiode aus ihrer Mitte oder aus den Dienstkräften des Verbandsmit-
gliedes gewählt. Jedes Verbandsmitglied hat eine Stimme. Für jedes Mitglied der Ver-
bandsversammlung ist eine vertretungsberechtigte Person für den Fall der Verhinderung 
zu bestellen. 
 

(2) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte die Vorsitzende / den Vorsitzenden und 
bis zu zwei Personen zur Stellvertretung für die Dauer der laufenden Wahlperiode der 
kommunalen Vertretungen. Die / der Vorsitzende beruft die Versammlung ein, setzt im 
Benehmen mit der Verbandsvorsteherin / dem Verbandsvorsteher die Tagesordnung fest 
und leitet die Sitzungen. Die Einladung hat unter Angabe der Tagesordnung und Übersen-
dung ausreichend vorbereiteter Unterlagen zu erfolgen. Zwischen dem Tag der Versen-
dung der Einladung und dem Sitzungstag müssen mindestens 7 Kalendertage liegen. In 
besonderen Fällen kann die Ladungsfrist auf 3 Tage verkürzt werden. 

 
(3) Soweit die Mitglieder des Verwaltungsrates nicht gleichzeitig der Verbandsversammlung 

angehören, sind sie berechtigt an den Sitzungen beratend teilzunehmen. 
 
(4) Die Sitzungen der Verbandsversammlung finden nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal 

im Jahr statt. Eine Sitzung muss einberufen werden, wenn dies von wenigstens einem 
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Drittel der Verbandsmitglieder oder der Verbandsvorsteherin / dem Verbandsvorsteher 
schriftlich unter Angabe der zu beratenden Tagesordnungspunkte beantragt wird. 

 
(5) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der satzungsge-

mäßen Mitgliederzahl anwesend ist. Sie gilt als beschlussfähig, solange ihre Beschlussun-
fähigkeit nicht festgestellt ist. Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurück-
gestellt worden und wird die Verbandsversammlung innerhalb von zwei Wochen zur Ver-
handlung über den selben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl 
der anwesenden Stimmen beschlussfähig. Bei der zweiten Ladung muss auf diese Bestim-
mung ausdrücklich hingewiesen werden. 

 
(6) Die Verbandsversammlung beschließt mit Stimmenmehrheit der anwesenden vertretungs-

berechtigten Personen, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt. 
 

 
§ 7 
 

Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung beschließt insbesondere über 

 
1. die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans und die Festsetzungen der jährli-

chen Vorauszahlung auf die Kostenabrechnung sowie der Umlage,  
 

2. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
 

3. die Entlastung der anderen Verbandsorgane, 
 

4. die Wahl der Verwaltungsratsmitglieder und ihrer Stellvertreter auf Vorschlag der je-
weiligen Konferenzen der Hauptverwaltungsbeamten in den Kreisgebieten, 

 
5. die Wahl der Verbandsvorsteherin / des Verbandsvorstehers und ihrer / seiner Stell-

vertreterinnen / Stellvertreter, 
 

6. die Bildung von Ausschüssen und die Wahl der Ausschussmitglieder und ihrer Stell-
vertreter, 
 

7. die Einstellung und die Abberufung der Geschäftsleitung und ihrer Stellvertretung auf 
Vorschlag der Verbandsvorsteherin / des Verbandsvorstehers 

 
8. die Wahrnehmung der Prüfungsaufgaben und die Bestellung von Prüferinnen / Prüfern 

gemäß § 12 Abs. 3, 
 

9. die Festsetzung der Höhe von Sitzungstagegeldern und Fahrtkostenentschädigungen 
gemäß § 14 der Satzung, 

 
10. die Änderung dieser Satzung, 

 
11. die Gründung von oder die Beteiligung des Zweckverbandes an anderen öffentlich-

rechtlichen oder privat-rechtlichen Institutionen oder Gesellschaften, 
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12. die Wahl der zu entsendenden Vertreter bei der Gründung von oder der Beteiligung 
des Zweckverbandes an anderen öffentlich-rechtlichen oder privat-rechtlichen Institu-
tionen oder Gesellschaften, 

 
13. die Auflösung des Zweckverbandes. 

 
(2) Das Verfahren der Verbandsversammlung kann in einer Geschäftsordnung geregelt wer-

den, die von ihr zu beschließen ist. 
 

 
§ 8 

 
Verwaltungsrat 

 
(1) Der Verwaltungsrat besteht aus der Verbandsvorsteherin / dem Verbandsvorsteher, de-

ren/dessen beiden Stellvertreterinnen bzw. Stellvertretern sowie je fünf Hauptverwaltungs-
beamtinnen / Hauptverwaltungsbeamten oder, mit Zustimmung der / des Dienstvorgesetz-
ten, den allgemeinen Vertreterinnen / Vertretern oder leitenden Bediensteten aus den Ge-
bieten der Kreise Düren, Rhein-Erft-Kreis und Euskirchen. Für diese Mitglieder sind nach 
gleichen Kriterien Vertreterinnen / Vertreter zu wählen. 

 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden für die Dauer der laufenden Wahlzeit der kom-
munalen Vertretung gewählt. Sie verbleiben nach Ablauf der Wahlzeit bis zur Neuwahl 
durch die neue Verbandsversammlung, jedoch längstens für die Dauer ihres Hauptamtes, 
im Amt. Im Übrigen erlischt die Mitgliedschaft, wenn die Voraussetzungen der Wahl ent-
fallen.   

(2) Vorsitzende / Vorsitzender des Verwaltungsrates ist die Verbandsvorsteherin / der Ver-
bandsvorsteher, Stellvertreterin / Stellvertreter sind die stellvertretenden Verbandsvorste-
herinnen / Verbandsvorsteher. Die Verbandsvorsteherin / Der Verbandsvorsteher beruft 
den Verwaltungsrat ein, setzt die Tagesordnung fest und leitet die Sitzungen. Für die Ein-
berufung gilt § 6 Abs. 2 S. 3 ff. entsprechend. 

(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrates finden nach Bedarf, grundsätzlich jährlich viermal 
statt. Der Verwaltungsrat muss einberufen werden, wenn dies von wenigstens einem Drit-
tel seiner Mitglieder oder der Verbandsvorsteherin / dem Verbandsvorsteher schriftlich un-
ter Angabe der zu beratenden Angelegenheiten beantragt wird. 
 

(4) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der satzungsgemäßen 
Mitgliederzahl anwesend ist. Er gilt als beschlussfähig, solange seine Beschlussunfähig-
keit nicht festgestellt ist. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder gefasst. Schriftliche Beschlussfassung ohne Einberufung einer Verwaltungsratssit-
zung ist zulässig, wenn kein Mitglied dem Verfahren widerspricht. Im Übrigen gilt § 6 sinn-
gemäß. 

(5) In Fällen von besonderer Dringlichkeit kann die Verbandsvorsteherin / der Verbandsvor-
steher gemeinsam mit einem weiteren Verwaltungsratsmitglied Entscheidungen treffen. 
Sie sind dem Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. Der 
Verwaltungsrat kann die Entscheidung aufheben, soweit nicht durch deren Ausführung 
Rechte Dritter entstanden sind. 
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§ 9 
 

Zuständigkeit des Verwaltungsrates 
 
Der Verwaltungsrat ist zuständig für  
 

1. die Vorbereitung der Beschlüsse der Verbandsversammlung, 
 

2. Leitentscheidungen zu den einzelnen Produkten und Leistungen, 
 

3. die Entscheidung in Personalangelegenheiten, soweit nicht die Verbandsvorsteherin / 
der Verbandsvorsteher gemäß § 13 Abs. 2 zuständig ist. 

 
 

§ 10 
 

Verbandsvorsteherin / Verbandsvorsteher 
 
(1) Die Verbandsversammlung wählt aus dem Kreis der Hauptverwaltungsbeamtinnen / 

Hauptverwaltungsbeamten oder mit Zustimmung der / des Dienstvorgesetzten aus dem 
Kreis der allgemeinen Vertreterinnen / Vertreter oder der leitenden Bediensteten der Ver-
bandsmitglieder die Verbandsvorsteherin / den Verbandsvorsteher und zwei Stellvertrete-
rinnen / Stellvertreter für die Dauer der laufenden Wahlzeit der kommunalen Vertretung. 
Sie verbleiben nach Ablauf der Wahlzeit bis zur Neuwahl durch die neue Verbandsver-
sammlung, jedoch längstens für die Dauer ihres Hauptamtes, im Amt. Die Verbandsvor-
steherin / Der Verbandsvorsteher und ihre / seine Stellvertreterinnen / Stellvertreter sollen 
der Verbandsversammlung nicht angehören. 
 

(2) Die Verbandsvorsteherin / Der Verbandsvorsteher und ihre / seine Stellvertreterinnen / 
Stellvertreter sind verpflichtet an den Sitzungen der Verbandsversammlung mit beratender 
Stimme teilzunehmen. 

 
(3) Die Verbandsvorsteherin / Der Verbandsvorsteher führt die laufenden Geschäfte, sowie, 

nach Maßgabe der Gesetze, der Verbandssatzung und der Beschlüsse der anderen Ver-
bandsorgane, die übrige Verwaltung des Zweckverbandes, unterzeichnet die Bekanntma-
chungsanordnungen der von der Verbandsversammlung beschlossenen Satzungen und 
vertritt den Zweckverband gerichtlich und außergerichtlich. Sie / Er ist Dienstvorgesetzte / 
Dienstvorgesetzter der Dienstkräfte des Zweckverbandes. Die Verbandsversammlung ist 
Dienstvorgesetzte der Verbandsvorsteherin / des Verbandsvorstehers. 

 
(4) Erklärungen, durch welche der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der 

Schriftform. Sie werden von der Verbandsvorsteherin / dem Verbandsvorsteher oder ih-
rer(m) Stellvertreter(in) / seine(r)m Stellvertreter(in) und der Geschäftsleiterin / dem Ge-
schäftsleiter oder ihrer/m Stellvertreter(in) / seiner(m) Stellvertreter(in) unterzeichnet; das 
gilt nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung.  
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§ 11 
 

Geschäftsleitung 
 
(1) Auf Vorschlag der Verbandsvorsteherin / des Verbandsvorstehers beschließt die Ver-

bandsversammlung die Einstellung und Abberufung einer Geschäftsleitung. Die Verbands-
vorsteherin / der Verbandsvorsteher überträgt die Durchführung der laufenden Geschäfte 
auf die Geschäftsleitung. Die Durchführung weiterer Geschäfte kann die Verbandsvorste-
herin / der Verbandsvorsteher der Geschäftsleitung übertragen. Das Nähere regelt die Ver-
bandsvorsteherin / der Verbandsvorsteher in einer Dienstanweisung. Die Geschäftsleitung 
handelt im Auftrag des Verbandsvorstehers. 

 
(2) Die Geschäftsleitung ist Vorgesetzte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kdvz. 

 
(3) Die Geschäftsleitung ist im Rahmen der Beschlüsse der Verbandsorgane für eine ord-

nungsgemäße und wirtschaftliche Aufgabenerfüllung verantwortlich. Hierzu zählen insbe-
sondere 
 
- die Leitung und Organisation des inneren Dienstbetriebes, 

- die Aufstellung des Wirtschaftsplanes mit seinen Bestandteilen, 

- die Erstellung des Entwurfes des Jahresabschlusses, 

- die Vorbereitung der Sitzungsunterlagen für die Gremiensitzungen. 

 
Die Geschäftsleitung ist verpflichtet an den Sitzungen der Verbandsversammlung, des 
Verwaltungsrates sowie des Rechnungsprüfungsausschusses beratend teilzunehmen. 

 
 

§ 12 
 

Rechnungsprüfungsausschuss, Rechnungsprüfungsamt 
 

(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte einen Rechnungsprüfungsausschuss im 
Sinne des § 57 Abs. 2 GO NRW. Der Ausschuss besteht aus 7 Mitgliedern. Er wählt aus 
seiner Mitte eine Vorsitzende / einen Vorsitzenden und deren / dessen Vertreterin / Vertre-
ter. 

 
(2) Dem Rechnungsprüfungsausschuss obliegen die Pflichtaufgaben der Prüfung nach § 59 

Abs. 3 GO NRW. 
 

(3) Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben bedient sich der Rechnungsprüfungsausschuss eines 
Rechnungsprüfungsamtes. Die Verbandsversammlung entscheidet über die Einrichtung 
eines eigenen Rechnungsprüfungsamtes oder die Beauftragung des Rechnungsprüfungs-
amtes eines Verbandsmitgliedes. Das Rechnungsprüfungsamt nimmt auch Prüfungsauf-
gaben nach § 104 Abs. 1 Nr. 3 GO NRW wahr. 
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§ 12 a 
 

Arbeitskreise 
 

Der Verwaltungsrat kann zur Vorbereitung seiner Beschlüsse Arbeitskreise bilden. Er hat ei-
nen Koordinierungskreis zu bilden. Der Verwaltungsrat legt durch Beschluss Aufgaben, Kom-
petenzen und Zusammensetzung der Arbeitskreise fest. 
 

 
§ 13 

 
Personal 

 
(1) Zur Erledigung seiner Aufgaben stellt der Zweckverband Beamtinnen, Beamte und tariflich 

Beschäftigte ein. Dienstvorgesetzte / Dienstvorgesetzter ist die Verbandsvorsteherin / der 
Verbandsvorsteher. 

 
(2) Die Beamtinnen, Beamten und tariflich Beschäftigten werden im Rahmen des Stellenplans 

von der Verbandsvorsteherin / vom Verbandsvorsteher auf Vorschlag der Geschäftsleitung 
ernannt, befördert, eingestellt oder höhergruppiert und entlassen bzw. gekündigt. Sie / Er 
entscheidet ferner über die sonstigen besoldungsrechtlichen und tarifrechtlichen Angele-
genheiten. Zur Ernennung / Einstellung, Beförderung / Höhergruppierung und Entlassung 
von Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, und ver-
gleichbaren tariflich Beschäftigten ist die vorherige Zustimmung des Verwaltungsrates not-
wendig. 

 
 

§ 14 
 

Ehrenamtliche Tätigkeit 
 

Die Mitglieder der Verbandsversammlung, des Verwaltungsrates, der Ausschüsse, der Ar-
beitskreise und die Verbandsvorsteherin / der Verbandsvorsteher sind ehrenamtlich tätig. Sie 
haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und des entgangenen Arbeitsverdienstes in ent-
sprechender Anwendung von § 45 GO NRW. 
 
 

§ 15 
Entfallen 

 
 

§ 16 
 

Wirtschaftsführung 
 
(1) Unter Beachtung des § 18 Abs. 3 GkG NRW finden die Vorschriften über Wirtschaftsfüh-

rung und Rechnungswesen der Eigenbetriebe (EigVO NRW) sinngemäß Anwendung.  
 

(2) Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 
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§ 17 
 

Deckung des Finanzbedarfs 
 
(1) Die Verbandsmitglieder werden leistungsbezogen an den Kosten beteiligt. Die Abrechnung 

der Kosten erfolgt produktbezogen. Die Höhe der Kostenabrechnung richtet sich zum ei-
nen nach dem nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ermittelten Aufwand und zum 
anderen nach der Inanspruchnahme der Produkte und Leistungen durch die Verbandsmit-
glieder.  

 
Der Zweckverband verfolgt das Ziel, die über die Kostenabrechnung zu finanzierenden 
Produkte und Leistungen nicht höher zu bemessen, als sie von privaten Unternehmen für 
vergleichbare Produkte bzw. Leistungen oder anderen öffentlich-rechtlichen IT-Dienstleis-
tern in Rechnung gestellt werden würden.  

 
Der Maßstab zur Schlüsselung der nicht direkt den Verbandsmitgliedern zurechenbaren 
Kosten (Gemeinkosten) bestimmt sich zu 50% nach dem gemittelten Kostenanteil der letz-
ten drei Jahre sowie zu 50% nach der Einwohnerzahl der Verwaltung (für Kreise 20% der 
Einwohner). 

 
(2) Die Zahlung der Kostenabrechnung erfolgt in monatlichen Teilbeträgen für das laufende 

Wirtschaftsjahr zunächst als Vorauszahlung auf der Basis einer Plankostenrechnung. In 
der geplanten Abnahme sind durchschnittliche Steigerungs- bzw. Rückgangtrends zu be-
rücksichtigen. Bei absehbaren deutlichen Änderungen in der Produkt- bzw. Leistungsab-
nahme können abweichende Vorauszahlungen im Einzelfall vereinbart werden.  

 
Die Ist-Abrechnung erfolgt bis zum 30.06. des Folgejahres. Nach Freigabe durch den Wirt-
schaftsprüfer bildet sie die Grundlage für die endgültige Abrechnung. Erstattungen durch 
den Zweckverband bzw. Nachzahlungen der Verbandsmitglieder werden sofort fällig. 

 
Für den Fall, dass die Einnahmen des zu planenden Wirtschaftsjahres nicht ausreichen, 
um den Finanzbedarf zu decken, kann der Zweckverband von den Verbandsmitgliedern 
eine Umlage nach § 19 GkG NRW erheben, der Maßstab der Verrechnung richtet sich 
nach Abs. 1. 

 
(3) Auf Wunsch von Verbandsmitgliedern erbringt der Zweckverband in geringem Umfang 

weitere Produkte oder Leistungen. Art und Umfang sowie Näheres zur Finanzierung sind 
zu vereinbaren, wobei die Kostendeckung des nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
ermittelten Aufwandes sichergestellt sein muss. 

 
(4) Für die Inanspruchnahme von Produkten bzw. Leistungen des Zweckverbandes durch Ei-

genbetriebe oder sonstige Nutzer setzt die Verbandsvorsteherin / der Verbandsvorsteher 
mindestens kostendeckende Entgelte fest. 

 
(5) Zur Stabilisierung des Finanzbedarfs können bei außerordentlichen Ertrags- und Auf-

wandsentwicklungen Rücklagen gebildet werden. Über die Bildung von Rücklagen ent-
scheidet die Verbandsversammlung. 

 
 

§ 17a 
Entfallen 
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§ 18 
 

Weitergabe von Daten 
 

Die Daten eines Verbandsmitgliedes dürfen ohne dessen ausdrückliche Zustimmung nicht für 
Zwecke anderer Verbandsmitglieder oder Dritter ausgewertet oder benutzt werden. 
 

 
§ 19 

 
Anwendung der Gemeindeordnung 

 
Soweit diese Satzung nichts anderes vorsieht, gelten neben den Bestimmungen des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) die Vorschriften der Gemeindeordnung 
des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) entsprechend. 

 
 

§ 20 
 

Haftung 
 
Für Schäden, die den Verbandsmitgliedern infolge fehlerhafter Aufgabenerfüllung durch Or-
gane oder Dienstkräfte des Zweckverbandes entstehen, ist dieser zum Schadenersatz gegen-
über seinen Verbandsmitgliedern nach den gesetzlichen Haftpflichtbestimmungen verpflichtet. 
 
 

§ 21 
 

Beitritt und Ausscheiden von Verbandsmitgliedern 
 

(1) Der Beitritt der kommunalen Gebietskörperschaften aus den Kreisen Düren, Rhein-Erft-
Kreis und Euskirchen, die nicht in § 1 aufgeführt sind, ist durch schriftliche Erklärung mög-
lich, in der diese Satzung ausdrücklich anerkannt wird. Über deren Beitritt sowie über den 
Beitritt weiterer juristischer Personen des öffentlichen Rechts i. S. des § 4 GKG NRW ent-
scheidet die Verbandsversammlung mit der Mehrheit der Zahl der Mitglieder. 

(2) Das Ausscheiden von Verbandsmitgliedern bedarf der schriftlichen Kündigungserklärung 
sowie einer schriftlichen Bestätigung durch das betreffende Verbandsmitglied, dass es ak-
tiv an einer einvernehmlichen Einzelfallregelung mitwirken wird. Beabsichtigt ein Mitglied 
möglicherweise aus dem Verband auszuscheiden, so hat es nach einer entsprechenden 
schriftlichen Mitteilung an den Verband, aber noch vor einer verbindlichen schriftlichen 
Kündigungserklärung, einen Anspruch auf eine fiktive Berechnung, wie hoch seine nach 
den Absätzen 4 und 5 noch zu leistende finanzielle Beteiligung an den Kosten des Ver-
bandes konkret wäre. Die fiktive Berechnung hat dabei dergestalt zu erfolgen, dass das 
Ausscheiden zum 31.12. des jeweils zuletzt abgelaufenen Jahres unterstellt wird. Die Be-
rechnung ist dem Mitglied binnen drei Monaten nach der schriftlichen Mitteilung über eine 
eventuelle Kündigung von der Geschäftsleitung vorzulegen. 

(3) Das Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes wird mit einer Frist von 18 Monaten zum Ende 
des Kalenderjahres wirksam. 
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(4) Mit dem Ausscheiden findet eine vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwischen dem 
ausscheidenden Verbandsmitglied und dem Zweckverband statt. Sie besteht in der Zah-
lung eines Ausgleichsbetrages, dessen Höhe zum einen nach dem Saldo von Vermögen 
und Verbindlichkeiten einschließlich Rückstellungen und zum anderen nach dem Durch-
schnitt des Anteils am Gesamtbetrag der Verbandsumlage der letzten abgeschlossenen 5 
Jahre vor Ausspruch der Kündigung ermittelt wird. Der Ausgleichsbetrag ist innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Wirksamwerden der Kündigung zu zahlen.  

 
(5) Mit dem Ausscheiden ist außerdem eine Zahlung des ausscheidenden Verbandsmitglieds 

an den Zweckverband verbunden, die im wirtschaftlichen Ergebnis der anteiligen Über-
nahme von Bediensteten entspricht. Der zu übernehmende jährliche Anteil wird ermittelt 
als Produkt der Jahrespersonalkosten zum Zeitpunkt des letzten abgelaufenen Jahres vor 
Ausspruch der Kündigung zuzüglich nicht beeinflussbarer Personalkostensteigerungen bis 
zum Wirksamwerden der Kündigung (z.B. Erfahrungsstufensteigerungen, Tarifsteigerun-
gen) multipliziert mit dem durchschnittlichen prozentualen Anteil an der Verbandsumlage 
der letzten 5 abgeschlossenen Jahre vor Ausspruch der Kündigung und ist wie folgt zu 
zahlen: 

 
• für die ersten 7 Jahre nach Wirksamwerden der Kündigung den vollen Jahresanteil 
• für das 8. Jahr 80 % des Jahresanteils 
• für das 9. Jahr 50 % des Jahresanteils 
• für das 10. Jahr 20 % des Jahresanteils. 

 
Vom ausscheidenden Verbandsmitglied zu übernehmen sind die auf die Zeit seiner Mit-
gliedschaft im Verband anteilig entfallenden Versorgungslasten für Beamtinnen / Beamte 
des Zweckverbandes. Die Berechnung erfolgt durch einen von der Rheinischen Versor-
gungskasse zu benennenden Gutachter. Durch die anteilig gezahlte Verbandsumlage ab-
gedeckte Versorgungslasten sind anzurechnen. 

 
Der Zahlbetrag kann als Einmalzahlung oder in bis zu 10 Jahresraten gezahlt werden. Die 
Einmalzahlung oder die erste Jahresrate ist innerhalb von sechs Monaten nach dem Wirk-
samwerden der Kündigung zu zahlen. 

 
Im gegenseitigen Einvernehmen sind Abweichungen von den v. g. Regelungen möglich. 
Das Einvernehmen bedarf der Schriftform.  

 
Durch ausdrückliche Gestattung der Verbandsversammlung kann die Zahlungsverpflich-
tung im Einvernehmen mit dem ausscheidenden Verbandsmitglied durch eine tatsächliche 
Übernahme von Bediensteten ganz oder teilweise ersetzt werden. 

 
(6) Bei Ausscheiden eines Mitgliedes werden auf seinen Antrag die das ausscheidende Mit-

glied betreffenden Daten ausgehändigt. Die dadurch entstehenden Kosten trägt das aus-
scheidende Mitglied. 

 
 

§ 22 
 

Bekanntmachung 
 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes, die durch Rechtsvorschrift vorge-

schrieben sind, gelten mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Köln mit Ablauf des Erscheinungstages des betreffenden Amtsblattes als vollzogen. 
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(2) Sind öffentliche Bekanntmachungen nach Absatz 1 infolge höherer Gewalt oder sonstiger 

unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so erfolgt die Bekanntmachung durch Aushang 
an den für öffentliche Bekanntmachungen vorgesehenen Stellen in den Kreis- und Rat-
häusern der Verbandsmitglieder. 

 
 

§ 23 
 

Änderungen der Verbandssatzung 
 
Änderungen der Verbandssatzung können mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungs-
gemäßen Mitglieder der Verbandsversammlung erfolgen. 
 
 

§ 24 
 

Entstehung des Zweckverbandes 
 
(1) Die Verbandssatzung ist im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln bekannt zu machen. 

Die dem Verband angehörenden Verbandsmitglieder weisen in der für ihre Bekanntma-
chungen vorgeschriebenen Form auf die Veröffentlichung hin. 

 
(2) Der Zweckverband entsteht mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Quartalsersten. 
 
 

§ 25 
 

Übergangsregelung 
 
(1) Der Rhein-Erft-Kreis verpflichtet sich die Beamten, die bis zur Gründung des Zweckver-

bandes bei der kdvz Rhein-Erft - Gesellschaft bürgerlichen Rechts - tätig waren, zum 
Zweckverband zu versetzen. Die von der kdvz Rhein-Erft - Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts - mit den Angestellten geschlossenen Arbeitsverträge gelten für den Zweckver-
band weiter. Im Übrigen finden die Vorschriften der §§ 16 ff. BeamtStG entsprechend An-
wendung. 
 

(2) Die Verbandsmitglieder, die bisher Gesellschafter der kdvz Rhein-Erft - Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts - waren, bringen die der Gesellschaft zur Verfügung gestellten sächlichen 
Verwaltungsmittel in den Zweckverband ein und treten ihre Rechte aus Verträgen mit Drit-
ten an ihn ab. Der Zweckverband übernimmt die Verpflichtungen aus diesen Verträgen; er 
tritt als Vertragspartner in diese Verträge ein. 
 
 

§ 26 
 

Auflösungsbestimmung und Auseinandersetzung 
 
(1) Der Zweckverband kann mit Zustimmung aller satzungsgemäßen Mitglieder der Ver-

bandsversammlung oder durch Wegfall der gesetzlichen Verpflichtung aufgelöst werden. 
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(2) Bei Auflösung des Zweckverbandes haben die Verbandsmitglieder eine Vereinbarung 
über die Verteilung des nach Abzug der Verbindlichkeiten verbleibenden Vermögens zu 
treffen. 

 
(3) Kommt diese Vereinbarung nicht binnen einer Frist von sechs Monaten nach Rechtskraft 

des Auflösungsbeschlusses des Zweckverbandes zustande, entscheidet über die Vertei-
lung des verbleibenden Vermögens die Bezirksregierung Köln. Das gilt auch für den Fall 
der gesetzlichen Auflösung. 

 
(4) Nach Auflösung des Zweckverbandes übernehmen die Verbandsmitglieder die Bediens-

teten des Zweckverbandes entsprechend §§ 16 ff. BeamtStG. Kommt keine Einigung zu-
stande, entscheidet die Bezirksregierung Köln. 

 
(5) Bei Auflösung des Zweckverbandes verpflichten sich die Verbandsmitglieder den nach §§ 

15, 15a bis 15 d der Satzung der Rheinischen Zusatzversorgungskasse vorgesehenen 
Ausgleichsbetrag sowie die zu seiner Ermittlung erforderlichen Kosten an die Zusatzver-
sorgungskasse zu zahlen. Das gilt auch für die laufenden Zahlungsverpflichtungen hin-
sichtlich der Beiträge und Umlagen bei Zahlungsunfähigkeit des Zweckverbandes. 
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